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	GZ.: BMI-VA1800/0019-III/3/2015

	Wien, am 05.03.2015 IF =““ "[Genehmigungsdatum]" "05. März 2015“ 
05. März 2015
 


	An

alle Landespolizeidirektionen
per E-Mail
	
	BMI - III/3 (Abteilung III/3)
Minoritenplatz 9 , 1014 Wien
Tel.: +43 (01) 53126-3989
Org.-E-Mail: BMI-III-3@bmi.gv.at
WWW.BMI.GV.AT
DVR: 0000051

Antwortschreiben bitte unter Anführung der GZ an die Org.-E-Mail-Adresse. 



	
	



	Betreff: 
	Strafregistergesetz 1968; Strafregisterbescheinigung (SB) und Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfürsorge (SB-KJF); Neuerungen; Vorgangsweise bei der Ausstellung (Benutzeroberfläche, Antragsniederschrift u.a.) 


Neuerungen:

Mit Artikel 3 des EU-JZG-ÄndG 2014, BGBl. I Nr. 107/2014, wird § 10a Abs.1 des Strafregistergesetzes 1968 mit Wirkung ab 1. April 2015 wie folgt geändert:

Beantragt ein Staatsangehöriger eines anderen EU-Mitgliedstaates eine Strafregisterbescheinigung (SB) und/oder eine Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfürsorge (SB-KJF), ist sein Herkunftsmitgliedstaat nur mehr dann im Wege des das ECRIS betreuenden Strafregisteramtes der LPD Wien zu befassen, wenn er dies ausdrücklich verlangt.

Die im Stammportal unter der Bezeichnung „Strafregisterbescheinigung“ zur Verfügung gestellte Benutzeroberfläche, die im System angebotene Antragsniederschrift und das auf den Seiten von help.gv.at (unter „Leben in Österreich“, „Strafregister“) verfügbare Antragsformular (neue Fassung: sh. Beilage 1) werden entsprechend geändert. 

Die ab 1. April 2015 geltende Fassung des Strafregistergesetzes ist im RIS unter http://ris.bka.intra.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002116&FassungVom=2015-04-01 abfragbar.

Aus Anlass dieser Änderung werden die Rundschreiben 

- vom 20. April 2012, GZ.:BMI-VA1800/0047-III/3/2012, und

- vom 12. Dezember 2013, GZ.:BMI-VA1800/0087-III/3/2013

aufgehoben und die darin enthaltenen Ausführungen wie folgt aktualisiert:

1) Vorgangsweise bei der Ausstellung von Strafregisterbescheinigungen
(SB und SB-KJF): 

Benutzeroberfläche
In die im Stammportal unter der Bezeichnung „Strafregisterbescheinigung“ zur Verfügung stehende Benutzeroberfläche sind die erforderlichen Daten der betroffenen Person einzutragen und es ist auszuwählen, ob eine SB, eine SB-KJF oder beide ausgestellt werden sollen. Wenn die betroffene Person Angehörige eines anderen EU-Mitgliedstaates ist und dies ausdrücklich verlangt, sind die dafür zusätzlich erforderlichen Felder (werden abhängig von der/den eingetragenen Staatsangehörigkeiten und der Auswahl des das Verlangen bejahenden Kästchens eingeblendet) auszufüllen. Die Anfrage an den betreffenden EU-Mitgliedstaat erfolgt anschließend automatisch im Wege des ECRIS. Auch die in § 11 Abs. 4a und 5 Strafregistergesetz vorgesehenen Hinweise werden automatisch in die Strafregisterbescheinigungen aufgenommen.
Außerdem kann auch ein „Gebührenvermerk“ eingetragen werden, wonach entweder die SB (und/oder SB-KJF) als Zeugnis dient (zur Vorlage gegenüber jedermann: „Gebühr entrichtet“) oder als Bestätigung nur zur Vorlage bei einer bestimmten Stelle ( „Dient zur Vorlage bei…“, was den Entfall der Zeugnisgebühr bewirkt). Dies wird auch auf den ausgestellten Dokumenten wiedergegeben.
Die Anfrage an das Strafregister wird mit einem Klick auf „Anfrage senden“ gestartet. Nachdem die Suche durchgeführt wurde, wird eine Vorschau auf das Ergebnis angezeigt, die nicht für den Ausdruck und die Ausgabe an die Partei bestimmt ist. Anhand dieser Vorschau können allfällige Unterschiede zwischen den Anfragedaten und den im Strafregister gespeicherten Daten, die zu einer Identitätsprüfung auffordern, festgestellt und gegebenenfalls korrigiert werden. Erst durch einen Klick auf die Schaltfläche „Drucken“ wird ein Adobe-Acrobat-Dokument erzeugt, das dann ausgedruckt und, unterschrieben und mit Siegel bzw. mit einer Amtssignatur versehen, der Partei ausgefolgt werden kann.

Weitere Informationen zur SB- bzw. SB-KJF-Ausstellung, zur Vorgangsweise bei Datendivergenzen u.a.m. sind dem in der Anwendung zur Verfügung gestellten Online- Handbuch zu entnehmen.

Ergänzender Hinweis für jene Gemeinden, die SB-Anfragen noch nicht online im Wege des Portalverbundes stellen:

Bei Übermittlung des SB- bzw. SB-KJF-Antrages an das Strafregisteramt sind unbedingt die do. Behördenkennzahl und die Geschäftszahl anzuführen.

Antragsniederschrift

Das System bietet auch die Möglichkeit, mit den eingegebenen Daten eine Niederschrift zu erstellen und auszudrucken, die die Antragstellung dokumentiert. Der Ausdruck ist dem Antragsteller/der Antragstellerin zur Kontrolle und Unterfertigung vorzulegen. 
Somit kann von der Beibringung eines schriftlichen Antrages abgesehen werden. Im Falle der Beantragung (auch) einer SB-KJF muss aber die Bestätigung des Arbeitgebers in jedem Fall schriftlich beigebracht werden – sh. unten Punkt 2).
Die Höhe der für den Antrag zu entrichtenden Gebühr (dzt. € 14,30) ändert sich dadurch nicht, da nur an Stelle der Eingabegebühr gem. § 14 TP 6 Gebührengesetz die gleich hohe Protokollgebühr gem. § 14 TP 7 leg. cit. tritt.

2) „Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfürsorge“ (SB-KJF) ;    Besonderheiten:

Mit dem an die ab 1.4.2015 geltende Rechtslage angepassten Antragsformular (Beilage 1), können weiterhin entweder eine („gewöhnliche“) Strafregisterbescheinigung (SB) oder eine „Strafregisterbescheinigung Kinder- und Jugendfürsorge“ (SB-KJF) allein oder beide zugleich beantragt werden. 

Wird ein SB-KJF-Antrag zugleich mit einem SB-Antrag gestellt, fallen ex lege keine zusätzlichen (Antrags-, Beilagen- oder Zeugnis-) Gebühren und Bundesverwaltungsabgaben an. Das heißt, dass nur die Gebühren und Verwaltungsabgaben für die SB wie bisher zu entrichten sind.

Einem Antrag auf Ausstellung einer SB-KJF muss eine dem § 10 Abs. 1b Strafregistergesetz entsprechende Bestätigung des aktuellen oder künftigen „Dienstgebers“ beigeschlossen sein. Fehlt diese Bestätigung, darf keine SB-KJF ausgestellt werden. Um Missbräuche hintanzuhalten, wird in der Regel die Vorlage des Originals der Bestätigung erforderlich sein, das zu dem die Antragstellung und Erledigung dokumentierenden Aktenvorgang zu nehmen ist.

Ein den gesetzlichen Vorgaben entsprechendes Formularmuster für die Bestätigung ist diesem Rundschreiben als Beilage 2 angeschlossen und wird ebenfalls auf den Seiten von help.gv.at zur Verfügung gestellt werden.

Anm.: Inhaltlich entspricht die SB-KJF den in § 9a Strafregistergesetz  geregelten „Sonderauskünften zu Sexualstraftätern“ für Behörden und bestätigt dem/der Betroffenen somit,

(
ob (gegebenenfalls welche) Verurteilungen wegen strafbarer Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung zu seiner/ihrer Person im Strafregister gespeichert sind,

(
ob im Zusammenhang damit eine Anordnung der gerichtlichen Aufsicht 

gemäß § 52a StGB erfolgt ist,

(
ob wegen einer solchen Verurteilung - und gegebenenfalls welche – Weisungen gemäß § 51
                           StGB erteilt wurden sowie,
(
ob – und gegebenenfalls für welche Dauer - ein rechtskräftiges Tätigkeitsverbot gemäß § 220b StGB besteht.

Erfasst sind alle einschlägigen Mitteilungen der Gerichte, die Verurteilungen mit Rechtskraft ab dem 1. Juni 2009 betreffen und dem Strafregisteramt der Landespolizeidirektion Wien zugegangen sind.

Andere Verurteilungen als solche wegen strafbarer Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung sowie derartige Verurteilungen, die vor dem genannten Zeitpunkt rechtskräftig wurden, scheinen nur in einer („gewöhnlichen“) Strafregisterbescheinigung (SB) und somit - wie bisher - nur dann auf, wenn sie keiner Auskunftsbeschränkung i.S. des § 6 Tilgungsgesetz unterliegen.

Scheint keine entsprechende Eintragung im Strafregister auf, wird die SB-KJF mit dem im 
§ 11 Abs. 4a Strafregistergesetz vorgesehenen Text und – wie schon bisher die negative SB (sh. das ho. Rundschreiben vom 17.11.2006, GZ: BMI-VA1800/0120-III/3/2006) – zweisprachig ausgefertigt.

Auf Verlangen eines Antragstellers, der die Staatsangehörigkeit eines anderen EU-Mitgliedstaates besitzt, ist – wie auch bei SB-Anträgen – der betreffende Mitgliedstaat vom Strafregisteramt der LPD Wien im Wege des ECRIS zu befassen (sh. auch die Ausführungen unter „Neuerungen“ in der Einleitung).

3) Kontaktstellen für allfällige Rückfragen:

· in inhaltlichen Belangen:

Landespolizeidirektion Wien, SVA FB 2.2 Strafregisteramt

1010 Wien, Schottenring 7-9, Telefon: 01/31310/79231; Fax: 01/31310/79209; 

E-Mail: lpd-w-sva-fb-strafregisteramt@polizei.gv.at
(für Fragen betreffend SB/SB-KJF für Staatsangehörige anderer EU-Mitgliedstaaten:

       Telefon: 01/31310/79221, e-mail: lpd-w-sva-fb-strafregisteramt-ecris@polizei.gv.at )
· in EDV-technischen Belangen (nur für Nutzer des BM.I-Stammportals; 
sonst ist der jeweilige IT-Dienstleister zu kontaktieren):


Bundesministerium für Inneres



Abteilung IV/2 – Helpdesk



1090 Wien, Berggasse 43, Telefon: 01/90600/989520



Fax: 01/90600/951103, e-mail: bmi-IV-2-helpdesk@bmi.gv.at
Zusatz für die Landespolizeidirektionen:

Es wird ersucht, dieses Rundschreiben umgehend an alle Strafregisterbehörden des do. Wirkungsbereiches weiterzuleiten.

Beilagen:

· Antragsformular

· Bestätigung SB-KJF
Für die Bundesministerin:

Mag. Franz Eigner IF =““ „[Genehmiger des Aktes]“ „Mag. Franz Eigner“ 
Mag. Franz Eigner

elektronisch gefertigt
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